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Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, betreffend Anderung des Tarifs für die Gebühren der Kreistierärzte in gericht: 
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(Nr. 12575.) Geſetz über die Förderung der Herſtellung von Kleinwohnungen für die minderbemittelte 
Bevölkerung. Vom 27. Juli 1923. i 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 
(4) Zur Förderung der Herſtellung von Kleinwohnungen für die minderbemittelte Bevölkerung 
a) in Kleinhäuſern jeder Art, insbeſondere Wohnheimſtätten, 
p) in Mittelhäuſern, insbeſondere ſolchen, die auf gemeinnütziger Grundlage errichtet ſind, 
können 3000 Millionen Mark verwendet werden. 
(2) Die Verwendung dieſes Fonds erfolgt nach den Vorſchriften des § 2 dieſes Geſetzes. 


8 2. 

() Der Preußiſchen Landespfandbriefanſtalt (Körperſchaft des öffentlichen Rechts) können 
Mittel zur Gewährung von Zwiſchenkredit bei der Herſtellung von Kleinwohnungen für die 
minderbemittelte Bevölkerung zur Verfügung geſtellt werden. 

(2) Die aufkommenden Zinſen find von der Preußiſchen Landespfandbriefanſtalt an die Staats- 
kaſſe abzuführen. ö 

(3) Wird der der Preußiſchen Landespfandbriefanſtalt auf Grund dieſes Geſetzes zur Verfügung 
geſtellte Betrag an die Staakskaſſe zurückgezahlt, jo iſt er zur Verſtärkung der geſetzlichen Schulden, 
tilgung zu verwenden. a 

(4) Über die Verwendung des der Preußiſchen Landespfandbriefanſtalt zur Verfügung geſtellten 
Betrags iſt dem Landtag alljährlich Rechnung zu legen. f 


83. 
(1) Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Deckung der im § 1 bewilligten Summe eine 
Anleihe durch Verausgabung eines entſprechenden Betrags von Schuldverſchreibungen aufzunehmen. 
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Die Verwaltung der Anleihe wird der Hauptverwaltung der Staatsſchulden übertragen. Die 
Anleihe iſt in der Art zu tilgen, daß jährlich 1,9 vom Hundert des für den Anleihezweck aufgenommenen 
Schuldkapitals unter Hinzurechnung der erſparten Zinſen zur Tilgung der geſamten Staatsſchuld 
oder zur Verrechnung auf bewilligte Anleihen verwendet werden. Als erſparte Zinſen ſind 5 vom 
Hundert der zur Tilgung dieſer Anleihe aufgewendeten oder auf bewilligte Anleihen verrechneten 
Beträge anzuſetzen. 

(2) An Stelle der Schuldverſchreibungen können vorübergehend Schatzanweiſungen oder Wechſel 
ausgegeben werden. In den Schatzanweiſungen ift der Fälligkeitstermin anzugeben. Die Wechſel 
ſind von zwei Mitgliedern der Hauptverwaltung der Staatsſchulden zu unterſchreiben. 


6) Die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen, etwa zugehörige Zinsſcheine und Wechſel 
können auch ſämtlich oder teilweiſe auf ausländiſche oder nach einem beſtimmten Wertverhältnis 
auf in- und ausländiſche Währung ſowie im Auslande zahlbar geſtellt werden. 


% Die Schatzanweiſungen und Wechſel können wiederholt ausgegeben werden. 


6) Die Mittel zur Einlöfung der Schazanweiſungen und Wechſel können durch Ausgabe von 
Schatzanweiſungen und Wechſeln oder Schuldverſchreibungen in dem erforderlichen Nennbetrage 
beſchafft werden.“ 5 i 

(o) Die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel, die zur Einlöſung fällig werdender 
Schatzanweiſungen oder Wechſel beſtimmt ſind, hat die Hauptverwaltung der Staatsſchulden auf 
Anordnung des Finanzminiſters 14 Tage vor der Fälligkeit zur Verfügung zu halten. Der Um- 
lauf und gegebenenfalls die Verzinſung der neuen Schuldpapiere darf nicht vor dem Zeitpunkte 
beginnen, mit dem die Umlaufsfähigkeit und die Verzinſung der einzulöſenden Schuldpapiere aufhört. 
() Wann, durch welche Stelle und in welchem Betrage, zu welchem Zins- oder Diskontſatze, 
zu welchen Bedingungen der Kündigung oder mit welchem Fälligkeitstage ſowie zu welchem Kurſe 
die Schuldverſchreibungen, Schatzanweiſungen und Wechſel ausgegeben werden ſollen, beſtimmt der 
Finanzminiſter; ihm bleibt im Falle des Abſ. 3 die Feſtſetzung des Wertverhältniſſes ſowie der 
näheren Bedingungen für die Zahlung im Ausland überlaſſen. 


8 4. 
Das Geſetz tritt am Tage der Verkündung in Kraft. Die zuſtändigen Miniſter erlaſſen die 
zu ſeiner Ausführung erforderlichen Vorſchriften. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. 


Berlin, den 27. Juli 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Giegel) Braun. v. Richter. Hirtſiefer. 


9 4 N Y) ae 
Mr. 12576.) Geſetz, betreffend die Erweiterung der Berufs⸗ Fortbildungs-) Schulpflicht. Vom 31. Juli 1923. 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


SR 

) Zum Beſuche der Berufsſchule kann durch Satzung eines Kreiſes die Geſamtheit oder ein 
Teil der im Schulbezirke beſchäftigten oder wohnhaften unverheirateten Jugendlichen beiderlei 
Geſchlechts unter 18 Jahren verpflichtet werden, ſoweit fie nicht mehr volksſchulpflichtig ſind. 
Der Regierungspräſident iſt mit Zuſtimmung des Bezirksausſchuſſes befugt, die Satzung zu erlaſſen, 
wenn ein allgemeines Intereſſe vorliegt. 

(e) Kreisangehörige Gemeinden ſind zum Erlaſſe von Satzungen befugt, ſofern der Kreis von 
der geſetzlichen Ermächtigung keinen Gebrauch macht. 

(3) Vor der Errichtung der Berufsſchule find die beteiligten Berufsvertretungen gutachtlich 
anzuhören. 

(% Sind Beſchäftigungsort und Wohnort verſchieden, ſo iſt für die Einſchulung der Be 
ſchäftigungsort maßgebend. Abweichungen können von der Schulaufſichtsbehörde zugelaſſen werden. 


ö 982. 

Die Pflicht zum Beſuche der Berufsſchule ruht, ſolange der Schulpflichtige eine öffent⸗ 
liche Fachſchule oder Innungs- beziehungsweiſe Fachvereinsſchule oder eine Privatſchule beſucht, deren 
Unterricht von der Schulaufſichtsbehörde als ausreichender Erſatz für den Unterricht in der Berufsſchule 
anerkannt iſt, oder ſolange er während mindeſtens 24 Wochenſtunden am Unterricht einer anderen 
öffentlichen oder einer vom Staate genehmigten und beaufſichtigten Privatſchule teilnimmt. 


9 3. 

(1) Wer das Abſchlußzeugnis einer nach § 2 anerkannten Fachſchule erworben hat oder eine 
Ausbildung nachweiſt, die den Beſuch der Berufsſchule entbehrlich macht, oder das Zeugnis über 
die beſtandene Geſellenprüfung vorlegt, wird von dem Beſuche der Berufsſchule befreit. 

(e) Er kann jedoch durch Satzung verpflichtet werden, in der Hälfte der für die Berufs⸗ 
ſchüler des Schulbezirkes feſtgeſetzten Stundenzahl an einem anderen für ihn geeigneten, gegebenen- 
falls vom Schulvorſtande feſtzuſetzenden Erſatzunterrichte teilzunehmen. Turnen und Jugendſpiel, 
für Mädchen auch hauswirtſchaftliche Anterweiſung, find als Erſatzunterricht zuzulaſſen. Für Ab⸗ 
ſolventinnen von Fachſchulen ohne hauswirtſchaftlichen Unterricht iſt in den Erſatzunterricht haus⸗ 
wirtſchaftlicher Unterricht einzubeziehen. e 


N 8 
Schulpflichtige, deren Lebensführung eine ernſthafte Gefährdung ihrer Mitſchüler befürchten 
läßt oder die wegen eines Verbrechens beſtraft ſind, können nach Anhörung des Jugendamts durch 
den Schulvorſtand von dem Beſuche der Berufsſchule ausgeſchloſſen werden. 
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8 8 75 
9 5. 8 
Schulpflichtige, die wegen geiſtiger oder körperlicher Gebrechen dem Unterrichte der Berufs— 
ſchule nicht folgen können, können durch den Schulvorſtand vom Schulbeſuche ganz oder teilweiſe 
befreit werden. Bei ausreichender Zahl ſollen befondere Klaſſen gebildet werden. 
| | 5 6. 
An der Verwaltung der Berufsſchule ift ein Schulvorſtand zu beteiligen, der aus Vertretern 


der Gemeinde, beteiligten Arbeitgebern und Arbeitnehmern, aus dem Leiter und mindeſtens einem 
von der Lehrerſchaft der Schule zu wählenden Berufsſchullehrer beſteht. 


) Durch Satzung find die Vorſchriften zu erlaſſen, welche die Dauer der Schulpflicht feſt⸗ 
ſetzen und die Ordnung in der Berufsſchule, die wirkſame Erteilung des Unterrichts und die Er— 
reichung des Erziehungsziels der Schule ſichern (Schulordnung). Auf demſelben Wege find Vor— 
ſchriften über die Verhängung von Schulſtrafen und die Art ihrer Durchführung zu treffen. 

(2) Die Unterrichtszeiten werden vom Vorſtande der Gemeinden, weiteren Kommunalverbände 
oder Zweckverbände feſtgeſetzt und bekanntgemacht. 8 

66) Für Jugendliche in landwirtſchaftlichen Betrieben ſoll die Unterrichtszeit in der Regel 

in die Wintermonate gelegt werden. 
88. 

(1) Die Arbeitgeber find verpflichtet: 

1. ihre zum Beſuche der Berufsſchule verpflichteten Arbeiter ſpäteſtens am 7. Tage nach 
dem Eintritt in das Arbeitsverhältnis an der zuſtändigen Stelle anzumelden und 
ſpäteſtens am 7. Tage nach dem Austritt ebenda abzumelden; 

2. ihnen die zum geordneten Schulbeſuche nötige freie Zeit zu gewähren und ſie zum pünkt⸗ 
lichen und regelmäßigen Schulbeſuch anzuhalten. 3 

2) Auf die geſetzlichen Vertreter der Schulpflichtigen finden die Vorſchriften unter Ziffer 2, 
und wenn die Schulpflichtigen in keinem Arbeitsverhältniſſe ſtehen, auch die Meldevorſchriften unter 
Ziffer 1 entſprechende Anwendung. i f 

5, 

Mit Geldſtrafe bis zum zehnfachen Betrage des Lohnes, den der Schulpflichtige für den Tag 
der Schulverſäumnis verdiente, im Unvermögensfalle mit entsprechender Haftſtrafe, für jeden Fall 
werden beſtraft Zuwiderhandlungen gegen § 8 ſowie gegen die auf Grund dieſes Geſetzes er— 
laſſenen Satzungen, ſoweit nicht Beſtrafung im Wege der Schulzucht erfolgt. 


810. 
(1) Vor dem Erlaſſe von Satzungen für Berufsſchulen iſt beteiligten Arbeitgebern und Arbeit⸗ 
nehmern ſowie deren Berufsvertretungen Gelegenheit zur Außerung zu geben. 
(2) Für die Genehmigung aller die Berufsſchulen betreffenden Satzungen iſt der Bezirksaus⸗ 
ſchuß zuſtändig. N f 
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§ 11. 

(1) Dieſes Geſetz tritt am Tage der Verkündung in Kraft. 

(2) Die auf Grund der Verordnung des Reichsminiſteriums für die wirtſchaftliche Demobil⸗ 
machung vom 28. März 1919 (Geſetzſamml. S. 354) genehmigten Satzungen gelten ohne weiteres 
als auf Grund dieſes Geſetzes erlaſſen und genehmigt. Die auf Grund der Geſetze, betreffend die 
Verpflichtung zum Beſuche ländlicher Fortbildungsſchulen, erlaſſenen Satzungen behalten ihre Gültigkeit. 

(3) Die Aufhebung oder weſentliche Einſchränkung einer der Erfüllung der Berufsſchulpflicht 
dienenden Schule bedarf der Genehmigung der Schulaufſichtsbehörde, 


§ 12. 
Die Geſetze über den Beſuch der ländlichen Fortbildungsſchulen vom 8. Auguſt 1904 Geſetz⸗ 
ſamml. S. 242), 25. Januar 1909 (Geſetzſamml. S. 7), 2. Juli 1910 Geſetzſamml. S. 129) 
und 19. Mai 1913 Geſetzſamml. S. 301) werden aufgehoben. 


913. 
Mit der Ausführung dieſes Geſetzes werden der Miniſter für Handel und Gewerbe und der 
Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, und zwar jeder für den Bereich feiner Ver⸗ 
waltung, beauftragt. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. g 


Berlin, den 31. Juli 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
(Siegel) Braun. Wendorff. Siering. 


(Nr. 12577.) Zweite Verordnung über die Erhöhung der Bezüge aus der Unfallfürſorge für Gefangene. 
Vom 25. Juli 1923. 


Auf Grund des § 3 der Vierten Verordnung über die Erhöhung der Bezüge aus der Unfallfürforge für 
Gefangene vom 29. Juni 1923 (Reichsgeſetzbl. Teil 1 S. 552) wird § 1 Abſ. 1 der Verordnung über die Er⸗ 
höhung der Bezüge aus der Unfallfürforge für Gefangene vom 16. Januar 1923 (Geſetzſamml. S. 15) wie 
folgt ergänzt: 
4. Renten, die auf Grund der Geſetze vom 30. Juni 1900 oder 26. Juni 1922 oder der Verord⸗ 
nungen vom 22. September 1922 oder 16. Dezember 1922 oder 15. Juni 1923 aus Anlaß von 
Unfällen gewährt werden, die ſich vor dem Inkrafttreten der Verordnung vom 29. Juni 1923 
ereignet haben, vom 1. Juli 1923 an bis zu dem Höchſtbetrage zu erhöhen, den der Berechtigte 
erhalten könnte, wenn ſich der Unfall nach dem Inkrafttreten der Verordnung vom 29. Juni 1923 
ereignet hätte. 
Berlin, den 25. Juli 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 


Braun. am Zehnhoff. 
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(Nr. 12578.) Verordnung des Staatsminiſteriums, betreffend Anpaſſung der Steuern an die Geldwert⸗ 
änderung. Vom 8. Auguſt 1923. Ä 


Auf Grund des § 1 des Geſetzes zur Anpaſſung der Steuergeſetze an die Geldwertänderung vom 31. Juli 
1923 (Geſetzſamml. S. 361) wird als Verhältniszahl (Höchſtzahl) für die Anpaſſung der Steuern an die 
Geldentwertung im zweiten Vierteljahr des Rechnungsjahrs 1923 die Zahl 8 feſtgeſetzt. 


Berlin, den 8. Auguſt 1923. 


Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Braun. v. Richter. 


(Nr. 12579.) Verordnung des Juſtizminiſters über den Gerichtsſtand für ſtrafbare Handlungen, die im 
beſetzten Gebiet, im Einbruchsgebiet und in gewiſſen Randgebieten begangen ſind. 
Vom 26. Juli 1923. 


Auf Grund der Verordnung der Reichsregierung zur Verhinderung fremder Einwirkungen auf die deutſche 
Gerichtsbarkeit vom 13. Juli 1923 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 634) wird angeordnet: . 


81. 

Für alle im beſetzten Gebiet oder im Einbruchsgebiete begangenen ſtrafbaren Handlungen, für deren 
Aburteilung nach den geltenden Vorſchriften ein preußiſches Landesgericht zuſtändig iſt, werden auch die Ges 
richte an folgenden Orten für zuſtändig erklärt: 

5 Arnsberg, Bielefeld, Caſſel, Elberfeld, Frankfurt a. Main, Hagen, Hamm, Hanau, Hannover, Marburg, 
Münſter, Paderborn. 

Das gleiche gilt für ſtrafbare Handlungen, die im unbeſetzten Gebiete begangen ſind, wenn der Sitz 

des für den Tatort zuſtändigen Landesgerichts im beſetzten Gebiet oder im Einbruchsgebiete liegt. 


f 8 2. = 
15 die ſtrafbare Handlung im Wege der Privatklage verfolgt, fo findet dieſe Verordnung keine An- 
wendung. : 
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Dieſe Verordnung tritt mit dem auf die Verkündung folgenden Tage in Kraft. 
Berlin, den 26. Juli 1923. 


Der Juſtizminiſter. 
am Zehnhoff. 


(Nr. 12580). Erlaß des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten, betreffend Anderung des Tarifs 
für die Gebühren der Kreistierärzte in gerichtlichen Angelegenheiten vom 15. Juni 1905 
(Geſetzſamml. S. 254) und vom 3. März 1913 (Geſetzſamml. S. 27). Vom 12. Juli 1923. 


Auf Grund des § 3 des Geſetzes, betreffend die Dienſtbezüge der Kreistierärzte, vom 24. Juli 1904 
(Geſetzſamml. S. 169) werden im Einvernehmen mit dem Preußiſchen Juſtizminiſter und dem Preußiſchen 
Finanzminiſter die Sätze des Tarifs für die Gebühren der Kreistierärzte in gerichtlichen Angelegenheiten vom 
15. Juni 1905 (Geſetzſamml. S. 254) und des dazu ergangenen Nachtrags vom 3. März 1913 (Geſetzſamml. 
S. 27) mit Wirkung vom 1. Juli 1923 an durchweg auf das 6 000 fache erhöht. 
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Ferner wird die Vorſchrift unter laufender Nr. 10 des Tarifs über die Gebühren der Kreistierärzte 
in gerichtlichen Angelegenheiten vom 15. Juni 1905 (Geſetzſamml. S. 254) vom 1. Juli 1923 ab wie folgt 
geändert: 

„Schreibgebühren für Reinſchriften, ſofern der Veterinärbeamte ſie nicht ſelbſt anfertigt, für die 
Seite, die mindeſtens 32 Zeilen von durchſchnittlich 15 Silben enthält, auch wenn die Herſtellung 
auf mechaniſchem Wege ſtattgefunden hat, . .. . 1400 Mark. Jede angefangene Seite wird voll 
gerechnet.“ 

Der Erlaß vom 12. Juni 1923 (Geſetzſamml. S. 299), betreffend Anderung des Tarifs für die Ge- 
bühren der Kreistierärzte in gerichtlichen Angelegenheiten, wird mit Ablauf des 30. Juni 1923 aufgehoben. 

Berlin, den 12. Juli 1923. 


Der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 
' In Vertretung: 
Ramm. 


(Nr. 12581.) Erlaß des Miniſters für Volkswohlfahrt, betreffend Anderung des Tarifs für die Gebühren 
der Kreisärzte uſw. Vom 16. Juli 1923. f f 


Auf Grund des SS Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die Gebühren der Medizinalbeamten, vom 14. Juli 1909 
(Geſetzſamml. S. 625) werden im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter und dem Juſtizminiſter die in der 
Anlage I des Geſetzes angegebenen Sätze des Tarifs für die Gebühren der Kreisärzte mit Ausnahme der Ge 
bühr nach Ziffer 10a ſowie die in der Anlage II angegebenen Sätze des Tarifs für die Gebühren der Chemiker 
für gerichtliche und medizinalpolizeiliche Verrichtungen mit Wirkung vom 15. Juli 1923 ab durchweg auf das 
11000 fache erhöht. Gleichzeitig werden die Sätze zu Ziffer 10 a des Tarifs für die Gebühren der Kreisärzte 
auf das 5 500 fache erhöht. / pe 
Ferner wird die Vorſchrift unter K IV Nr. 18 der Anlage I des Geſetzes mit Wirkung vom 15. Juli 
1923 ab wie folgt geändert: 
„Schreibgebühren für Reinſchriften, ſofern der Kreisarzt ſie nicht ſelbſt anfertigt, für die 
Seite, die mindeſtens 32 Zeilen von durchſchnittlich 15 Silben enthält, auch wenn die Herſtellung 
auf mechaniſchem Wege ſtattgefunden hat, 2500 Mark. c 
Jede angefangene Seite wird voll gerechnet.“ 
Der Erlaß vom 9. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 327), betreffend Anderung des Tarifs für die Gebühren 
der Kreisärzte uſw., wird mit Ablauf des 14. Juli 1923 aufgehoben. 
Berlin, den 16. Juli 1923. 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 


Hirtſiefer. 


(Rr. 12582.) Berichtigung der Verordnung, betreffend Abänderung der nach dem Geſetze vom 4. Januar 1922 
a (Geſetzſamml. S. 1) und der Verordnung vom 1. Dezember 1922 (Geſetzſamml. S. 443) zu 
erhebenden Hauſierſteuerſätze, vom 3. Juli 1923 (Geſetzſamml. S. 315). 


In der Verordnung muß es im Artikel 1 unter c ftatt „100 000” heißen „1 000 000%, 


R Der Preußiſche Finanzminiſter. 
g v. Richter. 
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(Nr. 12583.) Erlaß des Miniſters für Volkswohlfahrt, betreffend Anderung des Tarifs für die Gebühren 


der Kreisärzte uſw. Vom 27. Juli 1923. 


Auf Grund des § 8 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend die Gebühren der Medizinalbeamten, vom 14. Juli 1909 
(Geſetzſamml. S. 625) werden im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter und dem Juſtizminiſter die in der 
Anlage 1 des Geſetzes angegebenen Sätze des Tarifs für die Gebühren der Kreisärzte mit Ausnahme der 
Gebühr nach Ziffer 10a ſowie die in der Anlage II angegebenen Sätze des Tarifs für die Gebühren der 
Chemiker für gerichtliche und medizinalpolizeiliche Verrichtungen mit Wirkung vom 1. Auguſt 1923 ab durchweg 
auf das 22 000 fache erhöht. Gleichzeitig werden die Sätze zu Ziffer 10a des Tarifs für die Gebühren der 
Kreisärzte auf das 11000 fache erhöht. 


Ferner wird die Vorſchrift unter X IV Nr. 18 der Anlage I des Geſetzes mit Wirkung vom 1. Auguſt 1923 
ab wie folgt geändert: 


„Schreibgebühren für Reinſchriften, ſofern der Kreisarzt ſie nicht ſelber anfertigt, für die 
Seite, die mindeſtens 32 Zeilen von durchſchnittlich 15 Silben enthält, auch wenn die Herſtellung 
auf mechaniſchem Wege ſtattgefunden hat, 5 000 Mark. 

Jede angefangene Seite wird voll gerechnet.“ 


Der Erlaß vom 16. Juli 1923 (Gefegfamml, S. 371), betreffend Anderung des Tarifs für die Gebühren 
der Kreisärzte uſw., wird mit Ablauf des 31. Juli 1923 aufgehoben. 


Berlin, den 27. Juli 1923. 


Der Preußiſche Miniſter für Volkswohlfahrt. 


Hirtſiefer. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1; 


4. 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 28. Dezember 1922, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Niederfächfifchen Kraftwerke, Aktiengeſellſchaft in Osnabrück, für den 
Bau einer 100 000-Volt⸗Hochſpannungsleitung von Ibbenbüren nach Weſel, durch das Amtsblatt 
der Regierung in Münſter Nr. 30 S. 233, ausgegeben am 28. Juli 1923; f 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 4. Jannar 1923, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an das Kraftwerk Zukunft, Aktiengeſellſchaft in Weisweiler im Kreiſe Düren, für 
den Bau von Hochſpannungsleitungen, durch das Amtsblatt der Regierung in Aachen Nr. 3 S. 11, 
ausgegeben am 20. Januar 1923; 


die vom Preußiſchen Staatsminiſterium am 12. April 1923 vollzogene Urkunde, betreffend die 


Genehmigung der von der Brandenburgiſchen Städtebahn-Aktiengeſellſchaft in Berlin beſchloſſenen 
Vermehrung ihres Grundkapitals, durch das Amtsblatt der Regierung in Potsdam und der Stadt 
Berlin Nr. 29 S. 478, ausgegeben am 21. Juli 1923; Bi 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. Mai 1923, betreffend die Verleihung des 
Enteignungsrechts an den Kreis Wohlau für den Bau von Überlandleitungen uſw., durch das Amts⸗ 
blatt der Regierung in Breslau Nr. 26 S. 230, ausgegeben am 30. Juni 1923; 


der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. Mai 1923, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an den Kreis Steinau (Oder) für den Bau von Aberlandleitungen uſw., durch 


das Amtsblatt der Regierung in Breslau Nr. 26 S. 230, ausgegeben am 30. Juni 1923. 


Redigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Beſtellungen ſind an die Poſtanſtalten zu richten. 


